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„Verfassung ist geprägte Form, die lebend sich ent-
wickelt.“1

1 Häberle, Pädagogische Briefe an einen jungen Verfassungsjuristen, 2010, S. 169 hat
dafür in Anlehnung an Hermann Heller, ein Goethe-Wort aktiviert: Verfassung ist
„geprägte Form, die lebend sich entwickelt.“Johann Wolfgang Goethe: „Urworte.
Orphisch". Strophe 1: Dämon, Zeile 7 und 8: „Und keine Zeit und keine Macht zer-
stückelt./Geprägte Form, die lebend sich entwickelt."
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Einleitung –Problemdarstellung und Gang der Untersuchung

Die Europäische Union (EU) ist mittlerweile nicht nur wirtschaftlich, son-
dern auch in außen-und sicherheitspolitischen Fragen zu einem „global
player“ geworden.2 Konnte man sich nach den Grauen des Zweiten Welt-
kriegs mit der Gründung der Europäische Gemeinschaft für Kohle und
Stahl (EKGS), der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft (EWG) und der
Europäischen Atomgemeinschaft (EURATOM) zunächst nur auf eine
wirtschaftliche Integration einigen und scheiterten zu jener Zeit die Bemü-
hungen einer umfassenden Integration im Rahmen einer Europäischen
Verteidigungsgemeinschaft (EVG-Vertrag von 1952) und einer Europä-
ischen Politischen Gemeinschaft (EPG-von 1953) noch,3 haben sich heute
die damaligen Hoffnungen eines spill-over-Effekts der Integration vom
wirtschaftlichen Bereich auf andere Materien erfüllt.4

Das unionale auswärtige Handeln, das im Vertrag von Lissabon primär-
rechtlich geregelt ist,5 ist ein gutes Beispiel dafür, dass sich die europäi-
sche Integration nicht mehr nur im wirtschaftlichen Bereich vollzieht, son-
dern mittlerweile eine politische Integration stattfindet. Das auswärtige
Handeln der Union besteht aus der unionseigenen Außenpolitik, deren pri-
märrechtliche Grundlage sich im 5. Teil des Vertrages über die Arbeitswei-
sen der Europäischen Union (AEUV) findet, und der Gemeinsamen Au-
ßen- und Sicherheitspolitik (GASP), die im Titel 5 des Vertrages über die
Europäische Union (EUV) geregelt wird. Die GASP umfasst auch die Ge-
meinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP).6 Im Rahmen der
GASP visiert die EU schrittweise die Festlegung einer gemeinsamen Ver-
teidigungspolitik an, welche langfristig zu einer „gemeinsame Verteidi-

2 Metz, Die Außenbeziehungen der EU, 2007, S. 25.
3 Kober, Der Grundrechtsschutz in der EU, 2009, S. 8.
4 siehe z.B. auch Nettesheim, Art. 191 AEUV Rn. 23, in: Grabitz et al. (Hg.), Das

Recht der EU, 60. EL, 2016. Er bezeichnet die Umweltpolitik als bedeutsames Bei-
spiel für den sogenannten spill-over-Effekt, welcher die Übertragung von Verge-
meinschaftungsprozessen auf andere Politikbereiche beschreibe und die Annahme
eines neo-funktionalistischen Integrationsprozesses stütze.

5 Die GASP wurde mit dem Vertrag von Maastricht erstmals in das europäische Ver-
tragswerk aufgenommen.

6 Art. 205-222 AEUV; Art. 23-46 EUV.
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gung“ der Union führen soll (Art. 42 Abs. 2 S. 1 und 2 EUV). Zwar wurde
schon im Jahre 2001 mit dem Vertrag von Nizza eine Europäische Sicher-
heits- und Verteidigungspolitik (ESVP)7 beschlossen, die das Ergreifen
koordinierter Maßnahmen ziviler und militärischer Art zur Konfliktverhü-
tung und Krisenbewältigung vorsieht; lange bestanden die zu ihrer Ver-
wirklichung unternommen Schritte jedoch nur aus einer Vielzahl unver-
bindlicher gemeinsamer Erklärungen.8 Dies änderte sich grundlegend im
Frühjahr 2003, als die EU ihre erste militärische Operation in der ehemali-
gen jugoslawischen Republik Mazedonien vornahm (Operation Concor-
dia).9 Die EU ist aktuell in sechs laufenden militärischen sowie neun zivi-
len Missionen involviert und hat 18 weitere Missionen bereits beendet, so
dass ihr die Rolle als „global player“ in außen- und sicherheitspolitischen
Fragen nicht mehr abgesprochen werden kann.10

Die Entwicklung der EU weg vom reinen Wirtschaftsbündnis zeigt sich
auch in der schrittweisen Herausbildung eines umfassenden europäischen
Grundrechtsschutzes. Die Gründungsverträge waren noch von einer völli-
gen Grundrechtsabstinenz geprägt, die sich damit erklären lässt, dass die
Auswirkungen der wirtschaftlichen Integration auf die grundrechtlichen
Positionen des Einzelnen schlichtweg unterschätzt wurden.11 Die Globali-
sierung macht jedoch auch vor dem Recht nicht halt.12 Hoheitliche Gewalt
wird nicht mehr alleinig von Staaten ausgeübt, sondern auch internationale
und supranationale Organisationen können hoheitliche Gewalt ausüben.13

Wegen der Zunahme der auf die EU übertragenen und von ihr ausgeübten
Hoheitsgewalt sah zunächst der Europäische Gerichtshof (EuGH) die Not-
wendigkeit zu deren Begrenzung, weshalb er in seiner Rechtsprechung

7 seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon: Gemeinsame Sicherheits-und
Verteidigungspolitik (GSVP).

8 Herdegen, EuR, 18. Aufl., 2016, § 28 Rn. 10, 13.
9 Operation Concordia, GA 2003/92/GASP des Rates v. 27.01.2003, ABl. 2003, L 34,

S. 26.
10 Stand Mai 2016, siehe https://eeas.europa.eu/headquarters/headquarters-home-

page_en/430/Military%20and%20civilian%20missions%20and%20operations.
11 Zuleeg, Der Schutz der Menschenrechte im Gemeinschaftsrecht, DÖV 1992,

S. 937 (938); Berlth, Art. 1 GRCh,2012, S. 23.
12 Sauer, Jurisdiktionskonflikte in Mehrebenensystemen, 2008, S. 1.
13 siehe zur Notwendigkeit der Bindung internationaler Organisationen an Men-

schenrechte ausführlich: Janik, Die Bindung Internationaler Organisationen an in-
ternationale Menschenrechtsstandards, 2011.
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einen gemeinschaftlichen Grundrechtsstandard entwickelte.14 Diese
Rechtsprechungspraxis des EuGH wurde in Art. 6 Abs. 2 EUV des Vertra-
ges von Nizza (Art. 6 Abs. 3 EUV in der Fassung des Vertrages von Lissa-
bon) sodann auch primärrechtlich festgehalten.15 Ihren bisherigen Höhe-
punkt hat die europäische Grundrechtsentwicklung durch das Inkrafttreten
der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (GRC) am 01. De-
zember 2009, einem geschriebenen Grundrechtskatalog im Rang der Ver-
träge, erreicht. Die GRC gilt als der modernste internationale Grundrechts-
katalog, der den gegenwärtigen Status der aus den gemeinsamen Verfas-
sungstraditionen der Mitgliedstaaten und aus den Garantien der Konventi-
on zum Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten (EMRK) ent-
wickelten Rechte kodifiziert.16 Jedoch stehen alle Grundrechtskodifikatio-
nen, auch noch so junge, immer wieder vor der Herausforderung, sich den
sich ständig wandelnden Situationen anpassen zu müssen, die sich aus
technischer und wissenschaftlicher Entwicklungen, ökonomischen, ökolo-
gischen, gesellschaftlichen und politischen Umbrüchen oder globalen Be-
drohungen ergeben.17 Die Gefährdungslagen für die personale Freiheit des
Menschen verändert sich fortwährend, weshalb zeitbedingt wechselnde
Antworten notwendig sind, um aktuelle und zukünftige Problemstellungen
auf dem Gebiet eines effektiven Grundrechtsschutzes sachgerecht lösen zu
können.18 Die Aufgabe, juristische Antworten auf die sich aus dem Wan-
del ergebenden Fragestellungen zu finden, obliegt in Bezug auf die Uni-
onsgrundrechte vor allem dem EuGH (ggf. auch der Kommission), zum
anderen aber auch der Wissenschaft.19 Die Wissenschaft ist insbesondere
in Bereichen wie der GASP gefragt, in denen dem EuGH die Rechtspre-
chungskompetenz fehlt oder diese ihm nur eingeschränkt zugestanden
wird.20 Sie steht vor der Herausforderung, sich nicht nur dem positiven
„Europäischen Verfassungsrecht“ zu widmen, sondern auch eine „Euro-

14 EuGH, Rs. 11/70, Urt. v. 17.12.1970 (Internationale Handelsgesellschaft),
Slg. 1970, 1125, Rn. 4; Rs. 4/73, Urt. v. 14.05.1974 (Nold), Slg. 1974, 491, Rn. 13;
Rs. 44/79, Urt. v. 13.12.1979 (Hauer), Slg. 1979, 3727, Rn. 15 ff.

15 Herdegen, EuR, 18. Aufl., 2016, § 8 Rn. 17.
16 Kober, Der Grundrechtsschutz in der EU, 2009, S. 11.
17 ebd., S. 14.
18 Häberle, Europäische Rechtskultur, 1994, S. 301.
19 ders., Europäische Verfassungslehre, 7. Aufl., 2011, S. 2.
20 Im Bereich des GASP besaß der EuGH bis zum Inkrafttreten des Vertrages von

Lissabon keinerlei Rechtsprechungskompetenz. Mittlerweile ist er alleinig in den
in Art. 275 Abs. 2 AEUV genannten Ausnahmefällen zuständig. Die Polizeiliche

Einleitung –Problemdarstellung und Gang der Untersuchung

29



päische Verfassungslehre“ zu entwickeln.21 Als ein Grundziel der Europä-
ischen Verfassungslehre, die nach eigenen Angaben noch vor der Aufgabe
ihrer Begründung als eigene Disziplin steht,22 wird eine sich stabilisieren-
de „europäische Verfassungsgemeinschaft“ gesehen.23 Der Fokus dieser
Arbeit wird auf der Beschäftigung mit dem positiven „Europäischen Ver-
fassungsrecht“ liegen, wobei aber auch Ideen, die von Autoren, die sich
mit der Entwicklung einer „Europäischen Verfassungslehre“ beschäftigen,
als Parameter zur Problemanalyse herangezogen werden sollen.

Anlass für die Beschäftigung mit der Bindung an die Unionsgrundrech-
te bei militärischen Operationen der EU ist der Einsatz vor der Küste So-
malias, EU-NAVFOR Somalia (ATALANTA getauft), der der Bekämp-
fung von Piraterie dient. Die Piraterie stellt mittlerweile eine globale Be-
drohung für die kommerzielle Schifffahrt dar. Dieses alte und lange Zeit
fast schon totgesagte Phänomen ist durch den geradezu explosionsartigen
Anstieg der Piraterie-Angriffe vor der Küste Somalias, im Golf von Aden
und im westlichen Indischen Ozean seit dem Jahre 2008 wieder in den Fo-
kus von Politik und Medien gerückt. Als Reaktion auf das akute Piraten-
problem vor der Küste Somalias beschloss der Europäische Rat am
10. November 2008 eine Gemeinsame Aktion (GA), die eine Militärope-
ration der EU als Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung
von seeräuberischen Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der
Küste Somalias vorsieht.24 Die völkerrechtliche Grundlage für diese aktu-
ellste Militäroperation der EU findet sich in den Normen des Seerechts-
übereinkommens der Vereinten Nationen (SRÜ)25 und in den Beschlüssen

und Justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen (PJZS) ist seit Inkrafttreten des
Vertrages von Lissabon in das allgemeine Rechtsschutzsystem überführt worden.
Davor waren die Zuständigkeiten des EuGH insoweit begrenzt, als dass es an einer
Individualklagemöglichkeit durch die Nichtigkeitsklage fehlte (Art. 35 Abs. 2
EUV a.F.) und das Vorabentscheidungsverfahren gem. Art. 35 Abs. 2 EUV a.F. nur
fakultativ von den einzelnen Mitgliedstaaten für diesen Bereich anerkannt werden
konnte.

21 Häberle, Europäische Verfassungslehre, 7. Aufl., 2011, S. 2.
22 ebd., S. 31.
23 ebd., S. 699.
24 GA 2008/851/GASP des Rates v. 10.11.2008 über die Militäroperation der EU als

Beitrag zur Abschreckung, Verhütung und Bekämpfung von seeräuberischen
Handlungen und bewaffneten Raubüberfällen vor der Küste Somalias, ABl. 2008,
L 301, S. 33.

25 Eine deutsche Übersetzung des Seerechtsübereinkommens der Vereinten Nationen
(SRÜ) findet sich in BGBl. 1994, Teil II, S. 1799 ff.
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